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Meinen Eltern





Vorwort

Das Internationale Seeprivatrecht ist ein Gebiet, für das sich sowohl die Speziali­
sten des Internationalen Privatrechts als auch jene des Seerechts nicht recht haben 
begeistern können und das sie daher meiden, wo es möglich ist. Andererseits gibt 
es viele Berührungspunkte zwischen Internationalem Privatrecht und Seerecht. 
Der Versuch, die beiden Rechtsgebiete miteinander zu kombinieren, Hegt deshalb 
nah. Er ist auf dem wichtigsten Teilgebiet, jenem der seerechtlichen Vertragsver­
hältnisse, in dieser Arbeit unternommen worden. Dabei erweist sich das Internatio­
nale Privatrecht der seerechtlichen Vertragsverhältnisse auch als Querschnittsmate­
rie innerhalb des Internationalen Schuldvertragsrechts. Fast jede Norm oder jede 
Technik des Internationalen Schuldvertragsrechts muß sich hier auf einem Spezial­
gebiet in der Anwendung bewähren. Die Arbeit ist von einem internationalprivat­
rechtlichen Standpunkt aus geschrieben worden. Dadurch mag sie dem pragmati­
schen Seerechtspraktiker manchmal sehr dogmatisch und theoretisch erscheinen. 
Aber nur so war es möglich, die verschiedenen Erscheinungen des Seerechtsver­
kehrs angemessen einzuordnen und systematisch in die Strukturen des Internatio­
nalen Privatrechts einzubetten.

Diese Arbeit kann und will ihre geographische Herkunft nicht verleugnen. Sie 
ist in Hamburg konzipiert und geschrieben worden. Hamburg bietet demjenigen 
unvergleichliche Arbeitsmöglichkeiten, der sich in Deutschland mit dem Seerecht 
beschäftigen will. Diese Arbeitsmöglichkeiten haben sich seit 1984 mit der Grün­
dung des Instituts für Seerecht und Seehandelsrecht der Universität Hamburg 
noch verbessert. Hamburg ist aber nicht nur das Zentrum des bundesdeutschen 
Seerechts, sondern auch — dank des Max-Planck-Instituts für ausländisches und in­
ternationales Privatrecht — eines der großen Zentren des Internationalen Privat­
rechts in Europa. Insofern war es wohl nur in Hamburg möglich, diese Arbeit zu 
schreiben.

Die Arbeit ist die unwesentlich überarbeitete Fassung meiner Dissertation, die 
vom Fachbereich Rechtswissenschaft I der Universität Hamburg im März 1994 
(Wintersemester 1993/94) angenommen worden ist. Sie ist fortlaufend aktuali­
siert worden und befindet sich auf dem Stand vom 1. Mai 1995. Die Dissertation 
betreute mein verehrter Lehrer Prof.Dr. Rolf Herber. Ich danke ihm für die Frei­
heit, die er mir in der Bearbeitung des Themas gelassen hat, und für die Schnellig­
keit, mit der er sich der Aufgabe, das Erstgutachten zu erstellen, unterzogen hat. Er 
hat mir außerdem in großzügiger Weise die Möglichkeit eröffnet, „Seitenstücke“ 
dieser Arbeit in der von ihm herausgegebenen Zeitschrift „Transportrecht“ zu ver­
öffentlichen (siehe TranspR 1990, 213; TranspR 1991, 253; TranspR 1992, 301). 
Ganz wesentlichen Anteil an der Entstehung dieser Arbeit hat Prof.Dr. Ulrich Drob- 



nig. Er hat mein Interesse für das Internationale Privatrecht geweckt. Seine konse­
quente interessenanalytische Methode Hegt dieser Arbeit in weitem Umfang zu­
grunde. Er hat nicht nur die Mühe der Zweitbegutachtung im Rahmen des Pro­
motionsverfahrens auf sich genommen, sondern auch die Aufnahme der Arbeit in 
diese Reihe ermöglicht. Dafür möchte ich mich bei ihm besonders herzlich bedan­
ken. Für die Aufnahme in diese Reihe danke ich außerdem den anderen Direkto­
ren des Max-Planck-Instituts.

Eine sehr wichtige Rolle hat daneben Prof.Dr. Christian von Bar (Osnabrück) ge­
spielt. Er hat mir nicht nur die Motivation gegeben, das Projekt bis zum Frühjahr 
1993 zu vollenden, sondern auch manche unschätzbar wertvolle Hilfestellung. Da­
für schulde ich ihm ganz herzlichen Dank.

Den Zugang zu den wichtigsten Formularen und zeitweise hervorragende Ar­
beitsmöglichkeiten verdanke ich Dr. Johannes Trappe und der Shipping Division 
von Barlow, Lyde & Gilbert, London. Den Zugriff auf weiteres Material hat mir 
freundlicherweise Herr Detlef Meenke vom Verband Deutscher Reeder ermög­
licht. Mein ganz persönlicher Dank gilt Dr. habil. Dieter Martiny und Jürgen Thie­
me, beide seinerzeit im Hamburger Max-Planck-Institut. Ihre verständnisvolle Ge­
sprächsbereitschaft und umfassende Kenntnis haben diese Arbeit von Anbeginn an 
begleitet. Beide haben mit mahnendem Nachdruck die Fortsetzung des Projekts 
gerade dann angeregt, wenn es ob seines weit gesteckten Rahmens ins Stocken zu 
geraten drohte. Ohne sie gäbe es die vorliegende Arbeit zumindest nicht in ihrer 
jetzigen Gestalt. Insbesondere Jürgen Thieme hat im Hintergrund gewirkt und ange­
spornt.

Sehr verbunden bin ich dem Förderungs- und Beihilfefonds Wissenschaft der 
VG Wort für die Gewährung eines außerordentlich großzügigen Druckkostenzu­
schusses.

Ich widme diese Arbeit den beiden wichtigsten Menschen in meinem Leben: 
meinen Eltern. Abgesehen von allem anderen hätte diese Arbeit ohne ihre mensch­
liche Unterstützung nie entstehen können.

Osnabrück / Hamburg, 15.6. 1995 Peter Mankowski
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